
Chance für Bildungsgerechtigkeit? - Bundesverfas-
sungsgericht kippt NC in bisheriger Form 

Nach dem Urteil des BundVerfG liegt es jetzt an den Gesetzgeber*in-
nen und Hochschulen gerechtere Auswahlverfahren zu schaffen. Für 
eine nachhaltige Lösung müssen die Kapazitäten in allen zulas-
sungsbeschränkten Studiengängen ausgebaut werden, damit Zulas-
sungshürden abgeschafft werden können.  

Als Verfassungswidrig stuft das Gericht u.a. die bisherigen Regelun-
gen zur Ortspräferenz oder die Festlegung von Auswahlkriterien aus-
schließlich durch die Hochschulen ein. Diese seien nicht mit der Be-
rufswahlfreiheit in Verbindung mit dem Allgemeinen Gleichheits-
grundsatz zu vereinbaren. Eva Gruse vom freien zusammenschluss 
von student*innenschaften erläutert: „Die Bundes- und Landesregie-
rungen sind jetzt in der Verantwortung gerechtere Regelungen zu 
schaffen und Benachteiligung von Studienplatzbewerber*innen zu 
reduzieren. Dabei sollten sie soziale Aspekte nicht aus dem Auge ver-
lieren. Aktuell sind die Zulassungsregelungen, gerade in den NC be-
schränkten Studiengängen, hoch sozial selektiv. Die soziale Vertei-
lung in diesen Studiengängen unterscheidet sich stark von anderen 
Studiengängen, was wir in der Sozialerhebung des DSW und anderen 
Erhebungen sehen können. Hier sollte endlich nachgesteuert werden 
und nicht nur anlässlich des Urteils das dringend Nötigste getan 
werden. Es muss vor allem gegen soziale Selektion bei Studienzulas-
sungen vorgegangen werden, um mehr Bildungsgerechtigkeit zu 
schaffen.“ 

Tobias Eisch vom freien Zusammenschluss von Student*innenschaf-
ten sagt: „Ein angemessener Ausbau der Studienplätze bei mindes-
tens gleichbeliebender Studienqualität und Patientenversorgung 
muss dringend angegangen werden. Es reicht keinesfalls aus die ei-
gentlich nur als Übergangslösung angedachten Zulassungsbeschrän-
kungen auf Dauer zu stellen und zu versuchen diese gerecht zu ge-
stalten.“ Wie die Gesetzgeber und Hochschulen ohne finanziellen 
Mehraufwand fast 500 Studienplätze schaffen könnten haben wir 
vor kurzem veröffentlicht [1]. Mittelfristig müssen die Ausbildungs-
kapazitäten an bestehenden Medizinischen Fakultäten ausgebaut 
und weitere neue Fakultäten geschaffen werden, damit der NC und 
andere Zulassungshürden schlussendlich abgeschafft werden kön-
nen.  

[1]: http://www.fzs.de/aktuelles/presse/463879.html 

Der freie zusammenschluss von studentInnenschaften (fzs) ist der überparteili-
che Dachverband von Studierendenvertretungen in Deutschland. Mit rund 80 
Mitgliedern vertritt der fzs über 800.000 Studierende in Deutschland. Der fzs ist 
Mitglied in ESU – European Students’ Union und in der International Union of 
Students (IUS).
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